
 

Groß-Umstadt, 07.03.2026 

Pressemitteilung 

Haushalt 2026: Grundsteuer B erhöht – Instrument gegen Spekulation bleibt liegen 

Die Stadtverordnetenversammlung Groß-Umstadt hat die Grundsteuer B um 75 Punkte er-
höht. Gleichzeitig bleibt die Einführung einer Grundsteuer C zur Aktivierung von Bauland 
weiterhin aus. 

Der Haushalt 2026 wurde mit den Stimmen von CDU, BVG und Grünen beschlossen. Dabei 
wurde eine Erhöhung der Grundsteuer B um 75 Punkte verabschiedet. Die Grundsteuer A 
wurde hingegen nicht erhöht. Eine Einführung der Grundsteuer C ist ebenfalls nicht erfolgt. 

Die Grundsteuer B betrifft das Grundvermögen und ist über die Nebenkosten umlagefähig. 
Damit wirkt sich die Entscheidung nicht nur auf Eigentümerinnen und Eigentümer aus, son-
dern auch auf viele Mieterinnen und Mieter in Groß-Umstadt. 

Auch zwei Jahre nach dem Prüfauftrag bleibt die Einführung einer Grundsteuer C weiterhin 
aus. Bereits im Jahr 2023 hatte der Haupt- und Finanzausschuss einstimmig beschlossen, 
deren Einführung zu prüfen. Ziel dieses Instruments ist es, baureife, aber unbebaute Grund-
stücke stärker zu besteuern, um Spekulation zu begrenzen und zusätzlichen Wohnraum zu 
ermöglichen. Zwei Jahre später findet sich im Haushalt 2026 jedoch weder ein entsprechen-
der Hebesatz noch ein Einnahmeansatz. 

Grundsteuer A bleibt unverändert – Grundsteuer B steigt – Grundsteuer C bleibt aus 

Damit entsteht eine klare finanzpolitische Schieflage: Während die allgemeine Grundsteuer 
erhöht wird, bleiben gleichzeitig mögliche Instrumente zur Einnahmeerzielung im Haushalt 
ungenutzt, etwa durch eine Anpassung der Grundsteuer A oder durch die Einführung einer 
Grundsteuer C. 

Im Zusammenhang mit dem Haushaltsbeschluss erklärte Bürgermeister René Kirch: „Kom-
munalpolitik verlangt Verantwortung. Entscheidungen müssen sich daran orientieren, was für 
die Stadt dauerhaft tragfähig ist und nicht daran, was kurzfristig populär erscheint.“ 

Gerade vor diesem Hintergrund stellt sich jedoch die Frage, warum andere Einnahmeinstru-
mente nicht ernsthaft geprüft wurden. Statt die Grundsteuer B zu erhöhen, hätte die Stadt 
auch andere Wege prüfen können, zusätzliche Einnahmen zu erzielen – etwa durch die Ein-
führung einer Grundsteuer C oder durch eine Anpassung der Grundsteuer A. 

Die Grundsteuer C wird bundesweit als Instrument genutzt, um baureife, aber unbebaute 
Grundstücke stärker zu besteuern und damit Bauland zu aktivieren. Auch in Groß-Umstadt 
war ihre Einführung bereits Gegenstand eines einstimmigen Prüfauftrags des Haupt- und Fi-
nanzausschusses aus dem Jahr 2023. 



„Mit der Erhöhung der Grundsteuer B wird eine breite Belastung beschlossen – gleichzeitig 
bleibt ein Instrument gegen Bodenspekulation weiterhin ungenutzt“, erklärt Heiko Doerschel, 
Sprecher der Linken in Groß-Umstadt. 

Haushaltspolitik entscheidet darüber, wie Belastungen verteilt werden und welche Instru-
mente eine Stadt nutzt, um ihre Entwicklung aktiv zu gestalten. 

Groß-Umstadt steht vor wichtigen Entscheidungen – bei Wohnen, Stadtentwicklung und der 
Verteilung von finanziellen Belastungen. 

Groß-Umstadt kann mehr. 

Heiko Doerschel 
Sprecher 
Die Linke Ortsgruppe Groß-Umstadt 
doerschel@dielinken-umstadt.de 

Transparenzhinweis: 
Diese Pressemitteilung wurde von der Ortsgruppe der Partei Die Linke Groß-Umstadt im 
Rahmen ihrer politischen Kommunikation veröffentlicht. 

 


